
Am 9. Februar 2009 wurde Werner Dietz, dem 
langjährigen Vorsitzenden der Vereinigung der 
Opfer des Stalinismus in Sachsen, vom Minis-
terpräsidenten des Freistaates Sachsen die 
Verdienstmedaille des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland verliehen. Damit 
wurde der unermüdliche Einsatz von Werner 
Dietz für die Belange der SED-Opfer und seine 
Verdienste um die Aufarbeitung jüngerer 
deutscher Geschichte gewürdigt. Im Mai 2006 
hatte Rolf Schwanitz beim sächsischen Minis-
terpräsidenten diese Auszeichnung angeregt. 
Deshalb ließ er es sich auch nicht nehmen, 
Werner Dietz persönlich zu gratulieren. 

Gratulation für Werner Dietz 

Es sollte eine spektakuläre Aktion werden. Der Urologe Hans-Jürgen Schuster, Landtagskan-
didat der FDP im Wahlkreis Plauen, bat unlängst telefonisch um ein Gespräch beim Bundes-
tagsabgeordneten Rolf Schwanitz. Einen Tag später war in der Zeitung zu lesen, dass es da-
bei um eine spektakuläre Übergabe von ärztlichen Protestunterschriften gegen den Gesund-
heitsfonds gehen sollte. Das FDP-Schreib-und-Sendebüro hatte sich um den Eindruck einer 
Sensation redlich bemüht. Rolf Schwanitz staunte nicht schlecht, als er die Unterschriftenlis-
ten dann selbst in den Händen hielt: Zum einen tauchte das Wort „Gesundheitsfonds“ in den 

Forderungen über-
haupt nicht auf, und 
zum anderen waren 
die Listen richtiger-
weise nicht an die 
Politik, sondern an 
die Kassenärztliche 
Vereinigung Sachsen 
adressiert. Der vorge-
zogene Wahlkampf 
lässt grüßen! 
Im Gespräch zwi-

schen Schwanitz und Schuster ging es dann hauptsächlich um die befürchteten Rückgänge 
bei den Honoraren der sächsischen Ärzte. Schwanitz machte dabei klar, dass für die konkrete 
Vergütung der Ärzte vor Ort nicht die Politik, sondern die Selbstverwaltung von Ärzten und 
Krankenkassen – insbesondere auch die KV Sachsen – zuständig ist. Sollten hierbei Mängel 
bestehen, so kann das Vorgehen der KV durch das Sächsische Staatsministerium für Soziales 
im Wege der Rechtsaufsicht überprüft werden. Schwanitz machte auch darauf aufmerksam, 
dass in Sachsen im Zweijahresvergleich 2007/2009 bei den Ärztehonoraren mit einem Zu-
wachs von 19,7 Prozent bzw. 263 Mio. Euro zu rechnen ist. Das ist der zweithöchste Zuwachs 
(nach Thüringen) von allen KV-Bezirken in Deutschland. Gegenüber dem Jahr 2008 zeichnet 
sich nach Angaben der KV Sachsen ein Zuwachs von rund 120 Mio. Euro ab. Es ist Aufgabe 
der KV Sachsen, dafür zu sorgen, dass dieses Geld auch bei den Ärzten ankommt. Deshalb 
wurden die Unterschriftenlisten auch an die richtige Adresse - die KV Sachsen - weitergelei-
tet. Vor dem Hintergrund der jüngsten FDP-Forderungen zur Gesundheitspolitik (siehe nächs-
te Seite) nahm Schwanitz den Plauener Arzt aber auch politisch in die Pflicht. "Das FDP-
Programm wäre das Ende einer solidarischen Gesundheitsversorgung. Das lehne ich entschie-
den ab", so Schwanitz.  

> Ausgabe 2/2009 < 

Ärzteunterschriften in Plauen 

26.  Februar  2009 

In dieser 
Ausgabe: 
 
Themen auf der zweiten 
Seite sind die Maßnah-
men zur Beschäfti-
gungssicherung und die 
FDP-Gesundheitspolitik. 
 
In seinem Kommentar auf 
Seite 2 beschäftigt sich Rolf 
Schwanitz mit der geplan-
ten Schließung des 
ENKA-Werkes in Elster-
berg.  
 
Auf Seite 3 geht es um das 
zweite Konjunkturpaket 
der Bundesregierung 
und die aktuellen Ände-
rungen bei der Umwelt-
prämie.  
 
"Geld schießt keine To-
re?", wird auf Seite 4 ge-
fragt. Daneben wird auf 
dieser Seite über eine Ver-
anstaltung zum Thema De-
mokratie und Wohl-
fahrtspflege berichtet. 
 
Viele Vogtländer waren 
beim "Geh Denken" in 
Dresden dabei, darunter 
auch Rolf Schwanitz. Mehr 
dazu ist auf Seite 5 zu fin-
den. An dieser Stelle ist au-
ßerdem ein Artikel über den 
Schilderstreit in Süße-
bach. 
 
Auf der letzten Seite stellt 
sich der SPD-Landtags-
kandidat im Wahlkreis 2 
- Vogtland 1, Sandro 
Röder, vor. Auch die Ter-
mine der nächsten Bür-
gersprechstunden sind 
wieder auf Seite 6 zu fin-
den. Den frechen Strol-
che ist diesmal allerdings 
wegen der ENKA-
Schließung nicht nach 
Scherzen zumute.  

Vogt letter  

Rol f  Schwanitz  MdB  



Kurz kommentiert 

Heuschrecken in Elsterberg 
Man ahnte nichts Gutes, als im 
Jahre 2004 der alte Geschäfts-
führer der ENKA-Elsterberg vorzei-
tig in den Ruhestand geschickt und 
ein Jahr später die ganze Unter-
nehmensgruppe von der ICI aus 
Frankfurt übernommen wurde. Die 
hatte den Ruf, von anderen abge-
stoßene Chemieunternehmen auf-
zukaufen und ausschließlich nach 
den Interessen ihrer Kapitalbeteili-
gung zu verfahren. Vielleicht hätte 
auch der Satz in der damaligen 
Presseerklärung, man wolle "insbe-
sondere die Wachstumschancen in 
Asien und anderen internationalen 
Märkten" nutzen, das Misstrauen 
noch verstärken müssen. Aller-
dings waren danach stets beruhi-
gende Einschätzungen zu hören. 
Man war das produktivste Werk 
mit der höchsten Qualität und ha-
be den Wettbewerb in der Gruppe 
nicht zu fürchten. Warum sich die-
se Botschaft nicht änderte, obwohl 
andernorts bereits für den Stand-
orterhalt gestreikt und Landtag so-
wie Staatsregierung mobilisiert 
wurde, bleibt für den Außen-
stehenden ein Rätsel. Elsterberg ist 
so in einen strategischen Nachteil 
gekommen. Nun muss es darum 
gehen, dass die Heuschrecke aus 
Frankfurt ihre Entscheidung nicht 
einfach fällen, den Schlüssel rum-
drehen und dann verschwinden 
kann. Die Eigentümer tragen auch 
eine soziale und regionale Verant-
wortung in Elsterberg. Dazu gehört 
als erstes, dass die Zahlen auf den 
Tisch kommen und von unab-
hängiger Seite geprüft werden. 
Denn die falsche und brutale Ansa-
ge, man könne sich Elsterberg 
nicht mehr leisten, zeigt klar, dass 
die ICI nur eine Sprache versteht 
und die heißt Geld. Nur wenn der 
ICI klargemacht werden kann, 
dass die Schließung des Werkes 
die teuerste aller Varianten ist, 
wird jetzt noch Bewegung in die 
Sache kommen. Darauf müssen 
sich Betriebsrat und Wirtschafts-
ministerium in Dresden konzentrie-
ren. Denn eines ist sicher: Es gibt 
auch andere, seriösere Partner, mit 
denen das Werk in Elsterberg in 
die Zukunft gehen kann. 
Rolf Schwanitz 
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Einsatz für Arbeit 

Ein Schwerpunkt des Kon-
junkturpakets der Bundes-
regierung sind die Maßnah-
men zur Beschäftigungs-
sicherung. So soll Kurzar-
beit durch Erleichterung der 
Voraussetzungen, Vereinfa-
chung der Antragstellung 
und die hälftige Erstattung 
der Sozialversicherungsbei-
träge für alle Unternehmen 
und Beschäftigten attrakti-
ver und unbürokratischer 
gemacht werden. Außer-
dem sollen Betriebe die Kri-
se nutzen können, um ihre 
Beschäftigten zu qualifizie-
ren und weiterzubilden. 
Diese Maßnahmen zur Be-
schäftigungssicherung sind 
den betroffenen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern 
noch wenig bekannt. Des-
halb organisierte Rolf 
Schwanitz am 5. Februar 
kurzfristig eine Informati-
onsveranstaltung in der 
IHK-Regionalkammer Plau-

en. Schwanitz sagte dazu: 
"Das sind außerge-
wöhnliche Zeiten. Deshalb 
müssen wir schnell und un-
bürokratisch informieren. 
Denn wir wollen Qualifizie-
rung statt Arbeitslosigkeit." 
An der mit 120 Teilneh-
mern sehr gut besuchten 
Veranstaltung im großen 
Saal der IHK nahmen viele 
Arbeitgeber aus dem Vogt-
land, aber auch Betriebsrä-
te und Vertreter von Bil-
dungs-
trägern teil. 
Nach einer 
kurzen Ein-
führung von 
Rolf Schwa-
nitz infor-
mierten Dr. 
Rolf 
Schmach-
tenberg 
(Bundes-
ministerium 
für Arbeit 

und Soziales) sowie Helga 
Lutz und Thomas Berndt 
(Agentur für Arbeit) über 
die geplanten Maßnahmen 
zur Beschäftigungssiche-
rung. In der anschließen-
den Diskussion ging es 
hauptsächlich um Einzelhei-
ten der Beantragung sowie 
die Zertifizierung von Quali-
fizierungsmaßnahmen. Sa-
scha Glöckner, Fachmann 
für Kurzarbeit in der Regio-
naldirektion Sachsen der 
Arbeitsagentur, beantwor-
tete souverän Fragen zu 
den Anträgen. Michael 
Barth, Leitender Geschäfts-
führer der IHK-Regional-
kammer Plauen, berichtete 
Schwanitz nach der Veran-
staltung von der positiven 
Reaktion der Unternehmer. 

Ein Blick hinter die Fassade 
der FDP-Gesundheitspolitik 

 

Die FDP hat unlängst in einem Antrag ihre Ideen zur Gesundheitspolitik öffentlich gemacht. 
In einer Bundestagsdebatte wurde diese "Gesundheitspartei für Reiche" von allen anderen 
Fraktionen scharf kritisiert. Den Lesern des Vogtletters sollen die wichtigsten FDP-Ziele nicht 
vorenthalten werden. Zu ihnen gehören:  
• Auflösung der gesetzlichen Krankenkassen/Jeder muss sich privat versichern 
• Jeder ist für seine Gesundheit und die Absicherung von Krankheitsfolgen selbst 

verantwortlich/statt solidarischer Finanzierung werden Beiträge nach Krankheitsrisiko 
erhoben 

• Abschaffung der Umlagefinanzierung/Gesundheitsversicherung wird umgestellt auf 
Kapitaldeckung  

• Nur noch Versicherte zahlen Beiträge/Arbeitgeberbeiträge werden abgeschafft  
• Leistungen werden auf das wirklich Notwendige konzentriert/der Rest muss privat 

finanziert werden  
• Das Sachleistungsprinzip wird abgeschafft/ die Kosten für Behandlungen müssen 

künftig von jedem vorfinanziert werden 
So sieht es hinter der Fassade der FDP-Gesundheitspolitik aus. Aber darüber wird im Herbst 
der Wähler entscheiden.  



Voller Leistungsan-
spruch für Kinder 
 
Sind die Eltern mit ihren 
Beiträgen in der gesetzli-
chen Krankenversicherung 
mehr als zwei Monate im 
Rückstand, sollen ihre mit-
versicherten Kinder trotz-
dem den vollen Leistungs-
anspruch behalten. Dies 
stellte das Bundesgesund-
heitsministerium klar. Die 
Einschränkung von Leistun-
gen beschränkt sich allein 
auf die säumigen Bei-
tragszahler. Der Spitzenver-
band der Krankenkassen 
wurde inzwischen infor-
miert, um eine einheitliche 
Praxis herbeizuführen. Rolf 
Schwanitz begrüßte die Ent-
scheidung: "Das Bundesge-
sundheitsministerium hat 
hier zu Recht Verantwor-
tung wahrgenommen. Es 
darf nicht sein, dass die 
Kinder für ihre Eltern be-
straft werden. Dies würde 
meiner Auffassung von Soli-
darität widersprechen." 
 
Mehr Sicherheit für Me-
dizinprodukte 
 
Das Bundeskabinett hat in 
der vergangenen Woche 
den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung medizinpro-
dukterechtlicher Vorschrif-
ten beschlossen. Der Ge-
setzentwurf dient der Um-
setzung europarechtlicher 
Vorgaben und soll die Pati-
entensicherheit bei der An-
wendung von Medizinpro-
dukten weiter optimieren. 
So werden die bisher unter-
schiedlichen Voraussetzun-
gen für klinische Prüfungen 
von Arzneimitteln und Medi-
zinprodukten angeglichen 
sowie die Zuständigkeiten 
im Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinpro-
dukte (BfArM) zentralisiert. 
Das BfArM soll künftig auch 
bei Meinungsverschieden-
heiten über die Einstufung 
und Klassifizierung von Me-
dizinprodukten abschlie-
ßend entscheiden.  

Kurz gemeldet 
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Konjunkturpaket verabschiedet 
In der vergangenen Woche 
hat auch der Bundesrat 
dem zweiten Konjunkturpa-
ket zugestimmt. Ziel ist es, 
die Binnenkonjunktur zu 
stützen, aber vor allem un-
ser Land und die Menschen 
in der Krise strategisch zu 
stärken. Zusammen mit 
dem schon beschlossenen 
Konjunkturpaket werden 
insgesamt über 80 Milliar-
den Euro zielgerichtet für 
die Überwindung der Krise 
und die umfassende Moder-
nisierung des Landes einge-
setzt. Das zweite Konjunk-
turpaket geht im Wesentli-
chen auf den von Frank-
Walter Steinmeier entwi-
ckelten Wachstums- und 
Stabilitätspakt zurück. So-
mit trägt der Maßnahmen-
katalog eindeutig eine sozi-
aldemokratische Hand-
schrift. Das Paket setzt auf 
einen Mix an Maßnahmen, 
die sich gegenseitig ergän-
zen, verstärken, rasch und 

nachhaltig wirken. Kern-
punkt des Programms sind 
Steuer- und Abgabenent-
lastungen sowie ein Inves-
titionsprogramm. So wird 
rückwirkend zum 1.1.2009 
der Eingangssteuersatz von 
15 auf 14 Prozent gesenkt 
und der Grundfreibetrag 
auf 7.834 Euro erhöht 
(8.004 Euro ab 2010). Au-
ßerdem sinkt zum 1.7.2009 
der Beitragssatz zur gesetz-
lichen Krankenversicherung 
von 15,5 auf 14,9 Prozent. 

Mit dem kommunalen In-
vestitionsprogramm stehen 
10 Mrd. Euro Bundesmittel 
und zusätzlich 3,3 Mrd. Eu-
ro Ländermittel für Investi-
tionen im Bildungsbereich 
und für die Modernisierung 
der Infrastruktur bereit. 
Daneben gibt der Bund 2 
Mrd. Euro zur beschleu-
nigten Umsetzung dringli-
cher Verkehrsinvestitionen 
und weitere 2 Mrd. Euro für 
sonstige Baumaßnahmen 
des Bundes.  

Änderungen bei der Umweltprämie  
Nachdem Bundestag und 
Bundesrat das zweite Kon-
junkturpaket der Bundesre-
gierung beschlossen haben, 
stehen jetzt auch die für 
die Umweltprämie vorgese-
henen Finanzmittel von 1,5 
Mrd. Euro zur Verfügung. 
Somit kann die Richtlinie 
zur Umweltprämie im Bun-
desanzeiger veröffentlicht 
werden und in Kraft treten. 
Dies wird voraussichtlich 
am 2. März 2009 der Fall 
sein. Danach können die 

beim Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) bereits eingegange-
nen Anträge bearbeitet und 
beschieden werden. Bei der 
Richtlinie wurden inzwi-
schen einige Änderungen 
vorgenommen. Wie von 
Rolf Schwanitz bereits an-
gekündigt, reicht es so 
nicht mehr aus, dem BAFA 
die Kopie der Zulassungspa-
piere des zu verschrotten-
den Fahrzeugs einzu-
reichen. Erforderlich ist es 

nunmehr, das 
entwertete 
Original der 
Zulassungs-
bescheini-
gung II 
(Fahrzeug-
brief) vorzu-
legen. "Damit 
soll verhin-
dert werden, 
dass Verwer-
ter illegal den 
Verwertungs-

nachweis ausstellen und 
das Fahrzeug dann ins Aus-
land weiter verkaufen.", 
begründete Schwanitz die 
Änderung. Außerdem muss 
die Erstzulassung des Alt-
fahrzeugs mindestens neun 
Jahre vor dem Zeitpunkt 
der Verschrottung erfolgt 
sein und nicht mehr vor 
dem Stichtag 14. Januar 
2000, wie ursprünglich vor-
gesehen. Das Neufahrzeug 
darf darüber hinaus zuvor 
nicht nur längstens ein Jahr 
auf einen in Deutschland 
niedergelassenen Kfz-
Händler oder Kfz-Hersteller 
zugelassen gewesen sein, 
sondern auch auf Ver-
triebsorganisationen, 
Werksangehörige, Auto-
banken, Vermietungs-
unternehmen oder Leasing-
gesellschaften. Aktuelle In-
formationen zur Umwelt-
prämie gibt es auf der Ho-
mepage des BAFA unter 
www.bafa.de. 

Foto: Autohaus Prätor Plauen 
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2.3.1989: Im Bezirk Leip-
zig beschließt das MfS, allen 
oppositionell engagierten 
Ausreisewilligen die Ausrei-
se zu genehmigen 
 
7.3.1989: Bei einem 
Fluchtversuch mit einem 
selbstgebauten Ballon in 
Berlin stirbt Winfried Freu-
denberg 
 
9.3.1989: Die polnische 
Opposition einigt sich mit 
der Regierung auf eine radi-
kale Wahlrechts- und Parla-
mentsreform 
 
11.3.1989: DDR-weiter 
Aufruf der "Initiative Frie-
den und Menschenrechte" 
 
13.3.1989: Demonstration 
von mehreren hundert Aus-
reisewilligen in Leipzig 
 
15.3.1989: In Ungarn 
beteiligen sich über 100.000 
Menschen an Kundgebun-
gen zum erstmals seit 40 
Jahren offiziell begangenen 
Nationalfeiertag 
 
18.3.1989: Der abgelöste 
Moskauer Parteichef Boris 
Jelzin kündigt auf einer 
Kundgebung in Moskau vor 
10.000 Menschen die Fort-
setzung seines Kampfes für 
Reformen an 
 
19.3.1989: DDR-weiter 
Aktionstag der Opposition 
für in der CSSR inhaftierte 
Mitglieder der Charta-77 
 
25.3.1989: Schweige-
marsch in Riga für die Opfer 
des Stalinismus mit 300.000 
Teilnehmern  
 
26.3.1989: Erstmals kann 
bei den Wahlen zum ersten 
sowjetischen Volksdeputier-
tenkongress zwischen meh-
reren Kandidaten entschie-
den werden 
 
29.3.1989: Der Arbeits-
kreis Solidarische Kirche in 
Thüringen kündigt einen 
Wahlboykott an 

Während der Kapitän der 
Deutschen Fußballnational-
mannschaft wie eine ganze 
Reihe weiterer prominenter 
Spieler und Talente aus 
Ostdeutschland kommen, 
müssen sich die hiesigen 
Spitzenklubs in aller Regel 
mit der dritten und vierten 
Liga zufrieden geben. Diese 
Situation geht augenschein-
lich einher mit der geringe-
ren Wirtschaftskraft Ost-
deutschlands. Hinzu kommt 
ein oftmals von Randale 
und Ausländerfeindlichkeit 

bestimmtes Bild vom Fuß-
ballosten, das mögliche 
Sponsoren von ihrem Enga-
gement abhält. Im Osten 
wie im Westen schaut das 
Publikum gebannt in Rich-
tung Hoffenheim, das gera-
de demonstriert, wie Geld 
im Verbund mit exzellenter 
Arbeit durchaus reichlich 
Tore schießen kann. Den-
noch, solche Wunder sind 
hierzulande eher nicht zu 
erwarten. Gute Ideen und 
tragfähige Konzepte müs-
sen vielmehr den Weg wei-

sen. Darüber soll 
am 10. März 2009 
um 18 Uhr im Plau-
ener DORMERO-
Hotel diskutiert 
werden. Mit dabei 
sind der Vizepräsi-
dent des Deutschen 
Fußballverbandes, 
Dr. Hans-Georg 
Moldenhauer, der 
Präsident des Säch-
sischen Fußball-

verbandes, Klaus Reichen-
bach, der Aufsichtsratsvor-
sitzende des VFC Plauen, 
Bernd Stubenrauch, der 
Geschäftsführer der Stern-
quell-Brauerei, Jörg Sachse, 
und der SPD-Bundestags-
abgeordnete Rolf Schwa-
nitz. Moderiert wird die von 
der Friedrich-Ebert-Stiftung 
organisierte Veranstaltung 
von dem bekannten vogt-
ländischen Sportjournalis-
ten Gottfried Indlekofer. In-
teressierte sind herzlich 
eingeladen. 

Geld schießt keine Tore?  

Demokratie und demokratischer Sozialstaat 
sind mit Rechtsextremismus unvereinbar 

Vor dem GehDenken am 
14. Februar 2009 in Dres-
den veranstaltete die AWO 
Sachsen eine Diskussion 
zum Thema "Wohlfahrts-
pflege für Demokratie, ge-
gen Rechtextremismus". 
Hintergrund der Veranstal-
tung war, dass Rechtsex-
treme zunehmend auf sozi-
ale Themen setzen. Sie ge-
ben sich als Kümmerer – 
bei der Hausaufgabenhilfe, 
in Feriencamps oder in Ju-
gendclubs und stoßen da-
bei in die Lücken, die die 
öffentliche Hand mit ihrem 
Rückzug aus diesen Berei-
chen lässt. Bei genauerem 
Hinsehen wird aber erkenn-
bar, warum dieses soziale 
Engagement erfolgt: 
Rechtsextreme möchten 
rassistischen und fremden-
feindlichen Anschauungen 
einen gutbürgerlichen Man-
tel geben, um zu infiltrieren 
und zu rekrutieren. Die 

freie Wohlfahrtspflege, so 
auch die AWO, sieht sich 
zunehmenden Unterwande-
rungsversuchen ausgesetzt. 
Rolf Schwanitz, vogtländi-
scher SPD-Bundestagsabge-
ordneter, sprach zu dem 
Thema "Das Demokratische 
und das Soziale - Politische 
und gesellschaftliche Aufga-
ben für eine Zurückdrän-
gung des Rechtsextremis-
mus". Er führte aus, dass 
die anlassbezogene Aus-
einander-
setzung ge-
gen den 
Rechtsex-
tremismus 
notwendig 
ist. Jedoch 
müssen 
neue Hand-
lungsfelder 
zur Stär-
kung der 
Bürgerge-
meinschaft 

für Demokratie und Tole-
ranz, gegen Rechtsextre-
mismus erschlossen wer-
den. "Demokratie und de-
mokratischer Sozialstaat 
sind mit Rechtsextremis-
mus unvereinbar und wer-
den von ihm bekämpft. Da-
her ist es politische und ge-
sellschaftliche Aufgaben 
den Rechtsextremismus zu-
rückzudrängen.", so Rolf 
Schwanitz. 

Vor 20 Jahren 
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Kurz gemeldet 

Mehr Leistungsbezieher 
= mehr Widersprüche 
 
Die Bundesagentur für Ar-
beit hat klargestellt, dass 
die gestiegene Zahl an Leis-
tungsbeziehern der Haupt-
grund für den Anstieg der 
Widersprüche gegen Ent-
scheidungen bei der Grund-
sicherung für Arbeitsuchen-
de ist. So gab es im Jahr 
2004 bei etwa 2,3 Millionen 
Arbeitslosenhilfeempfän-
gern rund 211.000 Wider-
sprüche. 2008 gab es bei 
etwa 6,9 Millionen Alg II-
Empfängern rund 789.000 
Widersprüche. Rechnerisch 
kam bei der Arbeitslosenhil-
fe somit auf elf Leistungs-
bezieher ein Widerspruch, 
im Bereich des ALG II liegt 
das Verhältnis bei etwa 
neun zu eins. Dabei wurde 
die frühere Arbeitslosenhilfe 
in der Regel für ein Jahr be-
willigt, das Alg II hingegen 
für sechs Monate. Allein 
deshalb ist die Zahl der Be-
scheide jetzt doppelt so 
hoch. 
 
Änderung des Arzneimit-
telgesetzes 
 
In der vergangenen Woche 
hat das Bundeskabinett den 
Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Arzneimittelgeset-
zes beschlossen. Damit soll 
das Arzneimittelgesetz an 
europäische Verordnungen 
angepasst werden. Zugleich 
sollen aber auch Erfahrun-
gen aus der Gesetzesan-
wendung berücksichtigt 
werden. So ist zur weiteren 
Verbesserung der Arznei-
mittel- und Patientensicher-
heit vorgesehen, das Verbot 
von Arzneimittelfälschungen 
auch auf Wirkstoffe auszu-
dehnen. Auch vom Arzt 
selbst für seine Patienten 
hergestellte Arzneimittel 
sollen unter das Arzneimit-
telgesetz fallen. Mit dem 
Anwendungsverbot bedenk-
licher Arzneimittel wird au-
ßerdem eine Strafbarkeits-
lücke geschlossen. 

bardie-
rung 
Dresdens 
im Febru-
ar 1945 
durch die 
Stadt. In 
den ver-
gangenen 
Jahren 
hat sich 
der Auf-
marsch 
zum 
größten, regelmäßig statt-
findenden Nazitreffen in 
Europa entwickelt. Mit die-
sem Aufmarsch versuchen 
die Rechtsextremen die 
Erinnerung an die Opfer 
der Bombardierungen für 
ihre Zwecke zu missbrau-
chen. Hinzu kam, dass die 
NPD den Aufmarsch als 
Auftakt für das Superwahl-
jahr 2009 zu nutzen ver-
suchte. Zirka 6700 Rechts-
extreme kamen. Die sächsi-
sche Landeshauptstadt darf 
jedoch nicht Aufmarschort 

Am 14. Februar 2009 gin-
gen in Dresden mehr als 
12.000 Menschen auf die 
Straße, um deutlich zu ma-
chen, dass Rechtsextreme 
in Sachsen nichts zu su-
chen haben. Mit dabei war 
auch der vogtländische 
Bundestagsabgeordnete 
Rolf Schwanitz. "Gegen 
Rechtsextremismus müssen 
alle Demokraten Gesicht 
zeigen", so Schwanitz. In 
über 80 Bussen war Unter-
stützung nach Dresden ge-
reist. Auch Rolf Schwanitz 
organisierte einen Bus, so 
dass 45 Vogtländer, Mit-
telsachsen und Franken 
nach Dresden fuhren. Mit 
dabei waren der SPD-Frak-
tionsvorsitzende im vogt-
ländischen Kreistag Lutz 
Kätzel und der Plauener 
Stadt- und Kreisrat Dr. 
Hartmut Seidel. Hinter-
grund des GehDenkens: 
Rechtsextremisten aus 
ganz Europa marschieren 
jährlich anlässlich der Bom-

versteht die Entscheidung 
aus Chemnitz nicht und for-
derte den Präsidenten der 
Landesdirektion, Karl Nolt-
ze (CDU), auf, die Anord-
nung erneut zu prüfen und 
aufzuheben. Schwanitz äu-
ßerte gegenüber Noltze 
sein Unverständnis dar-
über, dass ein Hilfeersu-
chen der Gemeinde Eichigt 
in einer schwierigen Situati-
on nach der Grenzöffnung 
durch die Entscheidung der 
Landesdirektion auf die Hil-
fesuchenden selbst zurück-
schlägt und die Belastun-
gen nicht mildert, sondern 
zusätzlich verstärkt. Nach 
seiner Ansicht hilft die Neu-
regelung niemandem und 
schafft stattdessen neue 
Verkehrssicherheitsproble-
me. Schwanitz schrieb: 
"Eine bürgerfreundliche 
Verwaltungspraxis sieht an-
ders aus." Eine Antwort der 
Landesdirektion steht noch 
aus. 

der Rechtsextremen sein. 
Deshalb organisierte ein 
breites Bündnis aus Verei-
nen, Initiativen, Kirchen 
und Parteien unter dem 
Motto "GEH DENKEN" De-
monstrationen gegen den 
braunen Spuk. Leider nah-
men an dem GehDenken 
weder die CDU noch die 
FDP teil. Vielmehr versuch-
te der Dresdner CDU-Chef 
Rohwer die Teilnehmer am 
GehDenken in die linksex-
treme Ecke zu stellen. 

Auf große Empörung trifft 
derzeit die Entscheidung 
der Landesdirektion Chem-
nitz, in der Gemeinde Ei-
chigt Ortseingangsschilder 
zu versetzen und Gesch-
windigkeitsbegrenzungen 
aufzuheben. Die Landes-
direktion setzt laut ihrer 
Anordnung jetzt darauf, 
dass die Autofahrer die zu-
lässigen Höchstgeschwin-
digkeiten nicht ausschöp-
fen, da - wie es im amtli-
chen Bescheid heißt - nach 

§ 3 Absatz 
1 StVO ein 
Fahrzeug-
führer sei-
ne Gesch-
windigkeit 
den Ver-
hältnissen 
anzupassen 
hat und nur 
so schnell 
fahren 
darf, dass 
er sein 

Fahrzeug ständig beherr-
scht. Vor dem Hintergrund 
der starken Verkehrszunah-
me auf der Staatsstraße 
308 haben die Einwohner 
aus Ebmath, Eichigt und 
Süßebach natürlich keinerlei 
Verständnis für diese le-
bensfremde Anordnung der 
Regierungsdirektion und 
protestierten dagegen. 
Auch der vom Eichigter Bür-
germeister Christoph Stölzel 
alarmierte SPD-Bundestags-
abgeordnete Rolf Schwanitz 

Schwanitz beim GehDenken in Dresden 

Schilderstreit in Süßebach 



Vogt letter  

Aus dem Terminkalen-
der von Rolf Schwanitz: 
 
3.3.2009, 10 Uhr, Arbeits-
gruppe Gesundheit 
 
3.3.2009, 15 Uhr, SPD-
Bundestagsfraktion 
 
3.3.2009, 18 Uhr, Veran-
staltung zur Föderalismus-
reform II 
 
4.3.2009, 10 Uhr, Aus-
schuss für Gesundheit 
 
4.3.2009, 12 Uhr, Anhö-
rung Patientenverfügung 
 
4.3.2009, 15 Uhr, Diskussi-
on mit Besuchergruppe aus 
dem Vogtland 
 
7.3.2009, 10 Uhr, Wahl-
konferenz der SPD-Sachsen  
 
10.3.2009, 18 Uhr, Veran-
staltung der FES zum 
Fußball im Osten in Plauen 
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In Plauen ging ich als Bü-
rokaufmann in einem Bau-
elementebetrieb in die 
Lehre. In Zwickau studier-
te ich erfolgreich an der 
dortigen Westsächsischen 
Hochschule den Studien-
gang Management für Un-
ternehmen mit öffentli-
chen Aufgaben. Hier kam 
ich als gewählter Sprecher 
der Fachschaft Wirt-
schaftswissenschaften so-
wie als Finanzverantwortli-
cher des Studentenrats 
und Studentischer Vertre-
ter im Senat der Hoch-
schule erstmals in Kontakt 
mit parlamentarischen Dis-
kussionen und Auseinan-
dersetzungen. Dabei konn-
te ich Erfahrungen im Um-
gang mit politischen The-

Sandro Röder, SPD-
Kandidat im Wahlkreis 
2 - Vogtland 1 stellt 
sich vor: 
 
Geboren wurde ich am 6. 
März 1976 in Oelsnitz, 
dem Geburtsort meines 
Vaters. Aufgewachsen bin 
ich im mütterlichen Famili-
enstammsitz, im beschau-
lichen Adorfer Ortsteil Ju-
gelsburg. Schon seit mehr 
als sechs Generationen 
lebt meine Familie an die-
sem Ort. 
Ich besuchte die Juri-Ga-
garin-Oberschule in Adorf 
und das Julius-Mosen-
Gymnasium in Oelsnitz. 
Meinen Wehrdienst absol-
vierte ich in der Gebirgsjä-
gerkaserne in Schneeberg. 

Freche Strolche 

Der Beitrag von Maxe und 
Moritz entfällt. Wie uns 
Maxe mitgeteilt hat, ist 
beiden wegen der ENKA 
diesmal nicht nach 
Scherzen zumute. 

(Die Redaktion) 

Sandro Röder: 
Schnelles Internet 
- auch im ländli-

chen Raum 

Die nächsten Bürger-
sprechstunden: 
 
Klingenthal, Donnerstag, 
den 12.3.2009, 14 bis 15 
Uhr, Bürgerbüro Enrico 
Bräunig MdL, Freiheitsstra-
ße 13 
 
Auerbach, Donnerstag, 
12.3.2009, 16 bis 17 Uhr,  
SPD-Büro, Breitscheidstra-
ße 14 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel: 030-22777937 
Fax: 030-22776937 
rolf.schwanitz@bundestag.de 

Rol f  Schwani tz  MdB 

Freiheitsstr. 13 
08523 Plauen 
Tel: 03741-134118 
Fax: 03741-708483 
rolf.schwanitz@wk.bundestag.de 

Sie finden mich auch 
im Internet: 

www.rolf-schwanitz.de men sammeln. Bei einer 
großen regionalen Spar-
kasse arbeitete ich zuletzt 
als Kundenberater. 
Meine vorrangigen Ziele 
sind insbesondere der flä-
chenmäßige Ausbau des 
schnellen Internets vor al-
lem im ländlichen Raum. In 
meinem Wahlkreis ist dies 
ein Standortnachteil für die 
einheimischen Unterneh-
men, den ich beheben 
möchte. Ich werde für die 
Region Vogtland intensiv 
werben, um sowohl mehr 
attraktive Arbeitsplätze im 
Vogtland durch Gewerbean-
siedlung zu schaffen, als 
auch Touristen in eine an 
Kultur und intakter Natur 
reiche Region zu locken. 
Auch stehe ich, schon von 
meinem beruflichen Hinter-
grund ausgehend, für solide 
Finanzen, die für eine konti-
nuierliche Wirtschaftspolitik 
die Vorraussetzung sind. 
Daneben ist es wichtig, jun-
gen Menschen eine Per-
spektive für ihre Zukunft, 
vor allem in Ostdeutschland 
durch attraktive Angebote 
in den Bereichen Schul- und 
Berufsausbildung, Infra-
struktur, Arbeit, aber auch 
Freizeit zu geben, so dass 
sie im Land bleiben. Weiter-
hin muss die ärztliche Ver-
sorgung auch in Zukunft für 
die Bürger flächendeckend 
gewährleistet sein. Ärzte-
häuser und das AGNES-
Projekt sind erste Ansätze, 
um dieses Ziel zu erreichen. 


